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Erneute Bekanntmachung
der Satzung über die Erhebung von Erschließungs-
beiträgen der Stadt Baruth/Mark (Erschließungsbei-
tragssatzung - EBS -) vom 23.08.2012

Aufgrund des § 132 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (GVBl. I S. 
2414) und der §§ 3 und 28 Abs. 2 Ziffer 9 der Kommunalverfas-
sung des Landes Brandenburg (BbgKVerf) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 18. Dezember 2007 (GVBl. I/07 S.286, 
zuletzt geändert durch Artikel 15 des Gesetzes vom 23. Sep-
tember 2008 (GVBl. I/08 S. 202, 207) hat die Stadtverordneten-
versammlung der Stadt Baruth/Mark in ihrer öffentlichen Sitzung 
am 22.08.2012 folgende Satzung beschlossen:
Inhaltsverzeichnis:
• § 1  Erhebung von Erschließungsbeiträgen
• § 2  Art und Umfang der Erschließungsanlagen
• § 3  Ermittlung des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes
• § 4  Anteil der Stadt am beitragsfähigen Erschließungsauf-

wand
• § 5  Verteilung des umlagefähigen Erschließungsaufwandes
• § 6  Grundstücke an mehreren Erschließungsanlagen
• § 7  Kostenspaltung
• § 8  Merkmale der endgültigen Herstellung der Erschlie-

ßungsanlagen
• § 9  Immissionsschutzanlagen
• § 10  Vorausleistungen
• § 11  Ablösung des Erschließungsbeitrages
• § 12  Inkrafttreten

§ 1 
Erhebung von Erschließungsbeiträgen

Die Stadt Baruth/Mark erhebt Erschließungsbeiträge nach den Be-
stimmungen des Baugesetzbuches (BauGB) und dieser Satzung.

§ 2 
Art und Umfang der Erschließungsanlagen

(1) Beitragsfähig ist der Erschließungsaufwand:
1. für die öffentlichen zum Anbau bestimmten Straßen, Wege 

und Plätze, die der Erschließung von Grundstücken dienen 
und an denen eine Bebauung zulässig ist

 a)  bis zu 2 Vollgeschossen mit einer Breite (Fahrbahn, Geh- 
und Radwege) bis zu 12 m, wenn sie beidseitig und mit 
einer Breite zu 9 m, wenn sie einseitig anbaubar sind,

 b)  mit 3 oder 4 Vollgeschossen mit einer Breite bis zu 18 m, 
wenn sie beidseitig und mit einer Breite bis zu 13 m, 
wenn sie einseitig anbaubar sind,

 c)  mit mehr als 4 Vollgeschossen mit einer Breite bis zu 
22 m, wenn sie beidseitig und mit einer Breite bis zu 
13 m, wenn sie einseitig anbaubar sind,

2. für die Straßen, Wege und Plätze, die der Erschließung von 
Grundstücken dienen in Kern,- Gewerbe- und Industriege-
bieten mit einer Breite bis zu 21 m, wenn eine Bebauung 
oder gewerbliche Nutzung beidseitig zulässig ist und mit 
einer Breite bis zu 16 m, wenn eine Bebauung oder ge-
werbliche Nutzung einseitig zulässig ist.

3. für die öffentlichen, aus rechtlichen oder tatsächlichen 
Gründen mit Kraftfahrzeugen nicht befahrbaren Verkehrs-
anlagen innerhalb der Baugebiete (z.B. Fußwege, Wohnwe-
ge) bis zu einer Breite von 5 m.

4. für die nicht zum Anbau bestimmten, zur Erschließung der 
Baugebiete notwendigen Sammelstraßen innerhalb der 
Baugebiete bis zu einer Breite von 18 m.

5. für Parkflächen,
 a)  die Bestandteil der Verkehrsanlagen in Sinne der Nr. 1, 2 

und 4 sind, bis zu einer weiteren Breite von 6 m.
 b)  soweit sie nicht Bestandteil der in Nr. 1, 2 und 4 genann-

ten Verkehrsanlagen, aber nach städtebaulichen Grund-

sätzen innerhalb der Baugebiete zu deren Erschließung 
notwendig sind (selbstständige Parkflächen), bis zu 
15 % aller im Abrechnungsgebiet liegenden Grund-
stücksflächen.

6. für Grünanlagen mit Ausnahme von Kinderspielplätzen,
 a)   die Bestandteil der Verkehrsanlagen im Sinne der Nr. 1 

bis 4 sind, bis zu einer weiteren Breite von 6 m.
 b)  soweit sie nicht Bestandteil der in Nrn. 1 bis 4 genann-

ten Verkehrsanlagen sind, aber nach städtebaulichen 
Grundsätzen innerhalb der Baugebiete zu deren Er-
schließung notwendig sind (selbstständige Grünanla-
gen), bis zu 15 % aller im Abrechnungsgebiet liegenden 
Grundstücksflächen.

7. Endet eine Verkehrsanlage mit einer Wendeanlage, so 
vergrößern sich die in Abs. 1 Nr. 1, 2 und 4 angegebenen 
Maße im Bereich der Wendeanlage bis zu einer weiteren 
Breite von 8 m,

8. Beitragsfähig ist auch der Erschließungsaufwand für An-
lagen zum Schutz von Baugebieten gegen schädliche 
Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundesimmissions-
schutzgesetzes, auch wenn sie nicht Bestandteil der Er-
schließungsanlagen sind.

(2) Ergeben sich nach Abs. 1 unterschiedliche Höchstbreiten, 
so gilt für die gesamte Verkehrsanlage die Regelung mit der 
größten Breite.

(3) Die in Abs. 1 Nr. 1 bis 6 genannten Breiten sind Durch-
schnittsbreiten.

§ 3 
Ermittlung des beitragsfähigen  
Erschließungsaufwandes

(1)  Der beitragsfähige Erschließungsaufwand wird nach den 
tatsächlichen Kosten ermittelt.

(2)  Kosten für die Herstellung solcher Einrichtungen, die der 
Entwässerung von Erschließungsanlagen dienen, sind 
nicht Gegenstand dieser Satzung.

§ 4 
Anteil der Stadt am beitragsfähigen  
Erschließungsaufwand

Die Stadt trägt 10 v.H. des beitragsfähigen Erschließungsauf-
wandes.

§ 5 
Verteilung des umlagefähigen  
Erschließungsaufwandes

(1) Der nach §§ 2 und 3 ermittelte Erschließungsaufwand und 
gemäß § 4 reduzierte beitragsfähige Erschließungsaufwand 
wird auf die erschlossenen Grundstücke des Abrechnungs-
gebietes (Abrechnungsgebiet) nach deren Grundstücksflä-
chen verteilt. Dabei wird die unterschiedliche Nutzung der er-
schlossenen Grundstücke nach Art und Maß berücksichtigt.

(2)  Als Grundstücksfläche der erschlossenen Grundstücke im 
Sinne des Abs. 1 gilt bei Grundstücken

 1.  innerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungspla-
nes und

 2.  im Innenbereich die Fläche, die baulich, gewerblich 
oder in vergleichbarer Weise genutzt werden kann.

(3) Als Grundstücksfläche der erschlossenen Grundstücke im 
Sinne des Abs. 1 gilt bei Grundstücken außerhalb des Gel-
tungsbereiches eines Bebauungsplanes, die nicht insge-
samt dem Innenbereich zuzuordnen sind,

1. die Fläche zwischen der gemeinsamen Grenze des Grund-
stückes und der Erschließungsanlage und einer im Abstand 
von 40 m dazu verlaufenden Linie. Grundstücksteile, die 
lediglich die wegemäßige Verbindung zur Erschließungs-
anlage herstellen, bleiben bei der Bestimmung der Grund-
stückstiefe unberücksichtigt;

Amtliche Bekanntmachungen der Stadt Baruth/Mark
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2. soweit die Grundstücke nicht an die Erschließungsanlage 
angrenzen, die Fläche zwischen der Grundstücksgrenze, 
die der Erschließungsanlage zugewandt ist und einer im 
Abstand von 40 m dazu verlaufenden Linie.

 Überschreitet die tatsächliche Nutzung die Abstände nach 
den Nr. 1 und 2, so fällt die Linie zusammen mit der hinteren 
Grenze der tatsächlichen Nutzung.

(4)  Zur Berücksichtigung des unterschiedlichen Maßes der 
Nutzung wird die Fläche (Abs. 2 oder 3) mit einem Faktor 
vervielfacht, welcher im Einzelnen beträgt:

1. bei eingeschossiger Bebaubarkeit oder gewerblich nutzba-
ren Grundstücken, auf denen keine Bebauung zulässig ist 1,0

2.  bei zweigeschossiger Bebaubarkeit  1,3
3.  bei dreigeschossiger Bebaubarkeit  1,6
4.  bei viergeschossiger Bebaubarkeit  1,8
5.  bei fünfgeschossiger Bebaubarkeit  2,0
6. für jedes weitere Vollgeschoss erhöht sich
 der Vervielfältigungsfaktor um  0,1
(5)  Vollgeschosse im Sinne dieser Satzung sind Geschosse, 

deren Deckenoberkante im Mittel mehr als 1,40 m über die 
Geländeoberfläche hinausragt und die über mindestens 
zwei Drittel ihrer Grundfläche eine lichte Höhe von min-
destens 2,30 m haben. Geschosse, die ausschließlich der 
Unterbringung haustechnischer Anlagen dienen (Installati-
onsgeschosse), gelten nicht als Vollgeschosse.

(6) Der Nutzungsfaktor beträgt 0,5 bei Grundstücken, die in ei-
ner der baulichen oder gewerblichen Nutzung vergleichba-
ren Weise genutzt werden können (z.B. Dauerkleingärten, 
Freibäder, Friedhöfe, Sportanlagen).

(7)  Als Zahl der Vollgeschosse gilt bei Grundstücken,
1. die im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes liegen
 a)  die im Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässige 

Zahl der Vollgeschosse,
 b)  für die im Bebauungsplan statt der Zahl der Vollge-

schosse die Höhe der baulichen Anlagen festgesetzt ist, 
die durch 3,0 geteilte Gebäudehöhe (Traufhöhe), wobei 
Bruchzahlen auf ganze Zahlen abgerundet werden,

 c)  für die im Bebauungsplan weder die Zahl der Vollge-
schosse noch die Höhe der baulichen Anlagen fest-
gesetzt ist, die durch 3,0 geteilte höchstzulässige 
Baumassenzahl, wobei Bruchzahlen auf ganze Zahlen 
abgerundet werden,

 d)  auf denen nur Garagen oder Stellplätze errichtet werden 
dürfen, die Zahl von einem Vollgeschoss,

 e)  für die im Bebauungsplan gewerbliche Nutzung ohne 
Bebauung festgesetzt ist, die Zahl von einem Vollge-
schoss,

 f)  für die in einem Bebauungsplan weder die Zahl der Voll-
geschosse noch die Höhe der baulichen Anlagen bzw. 
die Baumassenzahl bestimmt ist, die nach der näheren 
Umgebung zulässige Anzahl der Vollgeschosse.

 Ist tatsächlich eine höhere als die festgelegte Zahl der 
Vollgeschosse vorhanden oder zugelassen, so ist diese 
zugrunde zu legen; dies gilt entsprechend, wenn die zuläs-
sige Baumassenzahl oder die höchstzulässige Gebäude-
höhe überschritten wird.

2. die innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteiles 
liegen, wenn sie

 a)  bebaut sind, die höchste Zahl der tatsächlich vorhan-
denen Vollgeschosse, mindestens jedoch die Zahl der 
nach der näheren Umgebung zulässigen Vollgeschosse.

 b)  unbebaut sind, die Zahl der nach der näheren Umge-
bung zulässigen Vollgeschosse.

 Nr. 1 der Buchstaben d) und e) gilt entsprechend.
(8)  Zur Berücksichtigung der unterschiedlichen Art und Nut-

zung werden die im Absatz 4 festgesetzten Faktoren um 
0,5 erhöht:

1. bei Grundstücken in durch Bebauungsplan festgesetzten 
Kern- und Gewerbe- und Industriegebieten sowie Sonder-
gebieten mit der Nutzungsart: Einkaufszentrum und großflä-
chige Handelsbetriebe, Messe, Ausstellung und Kongresse;

2. bei Grundstücken in Gebieten, in denen ohne Festsetzung 
durch Bebauungsplan eine Nutzung wie in der unter Ziffer 
1. genannten Gebieten vorhanden oder zulässig ist;

3. bei Grundstücken außerhalb der unter Ziffer 1. und 2. be-
zeichneten Gebiete, die gewerblich, industriell oder in ähn-
licher Weise genutzt werden (z.B. Grundstücke mit Büro-, 
Verwaltungs-, Handels-, Post-, Bahngebäuden, Kranken-
haus-, Schul-, Hochschul- und Universitätsgebäuden), 
wenn diese Nutzung mehr als ein Drittel der vorhandenen 
Geschossfläche übersteigt. Liegt eine derartige Nutzung 
ohne Bebauung oder zusätzlich zur Bebauung vor, gilt die 
tatsächlich so genutzte Fläche als Geschossfläche.

(9)  Bei der Beitragserhebung für selbstständige Grünanlagen 
findet Abs. 6 keine Anwendung.

§ 6 
Grundstücke an mehreren Erschließungsanlagen

(1)  Für Grundstücke, die von mehr als einer in städtischer Baulast 
stehenden Erschließungsanlage im Sinne des § 2 Abs. 1 Nr. 
1 dieser Satzung erschlossen werden, ist die Grundstücksflä-
che bei der Abrechnung nur mit zwei Dritteln anzusetzen.

(2)  Dies gilt nicht
1. für Grundstücke in Kern-, Gewerbe- oder Industriegebie-

ten sowie für überwiegend gewerblich oder in gleichartiger 
Weise genutzte Grundstücke, wenn ein Erschließungsbei-
trag nur für eine Erschließungsanlage erhoben wird und 
Erschließungsbeiträge für weitere Anlagen weder nach 
dem geltenden Recht noch nach vergleichbaren früheren 
Rechtsvorschriften erhoben worden sind oder erhoben 
werden dürfen, oder

2. soweit die Ermäßigung dazu führen würde, dass sich der 
Beitrag eines anderen Pflichtigen im Abrechnungsgebiet 
um mehr als 50 v.H. erhöht, oder

3. für Grundstücksflächen, soweit sie die durchschnittliche 
Grundstücksfläche der übrigen im Abrechnungsgebiet lie-
genden Grundstücke übersteigen.

(3)  Mehrfach erschlossene Grundstücke sind bei gemeinsa-
mer Aufwandsermittlung in einer Erschließungseinheit bei 
der Verteilung des Erschließungsaufwandes nur einmal zu 
berücksichtigen.

(4)  Eine Ermäßigung nach Absatz 1 ist nicht zu gewähren, 
wenn ein Erschließungsbeitrag nur für eine Erschließungs-
anlage gezahlt oder zu zahlen ist.

(5)  Soweit die Ermäßigung dazu führen würde, dass sich der 
Beitrag für andere erschlossene Grundstücke um mehr als 
50 % erhöht, ist die 50 % überschreitende Mehrbelastung 
auf die Eckgrundstücke umzulegen.

(6)  Die Erschließungsbeiträge für die nach § 6 privilegierten 
Grundstücke dürfen insgesamt nicht niedriger sein, als der 
Beitrag für gleichartige Grundstücke, die an der Straße mit 
dem höchsten Erschließungsaufwand liegen.

§ 7  
Kostenspaltung

Der Erschließungsbeitrag kann für
1. den Grunderwerb,
2. die Freilegung,
3. die Fahrbahn,
4. die Flächenbefestigung in verkehrsberuhigten Bereichen, 

Fußgängerbereichen und Verkehrsanlagen gemäß § 127 
Abs. 2 Nr. 2 BauGB,

5. den Radweg, auch einseitig,
6. den Gehweg, auch einseitig,
7. die Parkfläche,
8. die Grünanlage,
9. die Beleuchtungseinrichtung,
10. die Entwässerungseinrichtung,
11. den gemeinsamen Geh- und Radweg,
gesondert erhoben und in beliebiger Reihenfolge umgelegt wer-
den, sobald die Maßnahme, deren Aufwand durch Teilbeträge 
gedeckt werden soll, abgeschlossen ist.
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§ 8  
Merkmale der endgültigen Herstellung  
der Erschließungsanlagen

(1) Straßen, Wege und Plätze, mit Kraftfahrzeugen nicht befahr-
bare Verkehrsanlagen, Sammelstraßen und selbständige Park-
flächen sind endgültig hergestellt, wenn
1. die Stadt Eigentümerin der Flächen für die Erschließungsan-

lagen ist und
2. diese mit betriebsfertigen Entwässerungs- und Beleuch-

tungseinrichtungen ausgestattet sind.
 Die flächenmäßigen Bestandteile ergeben sich aus dem 

Bauprogramm.
(2) Die flächenmäßigen Bestandteile der Erschließungsanlagen 
sind endgültig hergestellt, wenn
1. Fahrbahnen, Gehwege und Radwege eine Befestigung auf 

tragfähigem Unterbau mit einer Decke aus Asphalt, Beton, 
Platten, Pflaster bestehen; die Decke kann auch aus einem 
ähnlichen Material neuzeitlicher Bauweise bestehen;

2. unselbstständige und selbstständige Parkflächen eine Be-
festigung auf tragfähigem Unterbau mit einer Decke aus As-
phalt, Beton, Platten, Pflaster, Rasengittersteinen aufweisen; 
die Decke kann auch aus ähnlichem Material neuzeitlicher 
Bauweise bestehen;

3. unselbständige Grünanlagen gärtnerisch gestaltet sind;
4. Mischflächen, in den befestigten Teilen entsprechend Nr. 1 her-

gestellt und die unbefestigten Teile gemäß Nr. 3 gestaltet sind.

§ 9  
Immissionsschutzanlagen
Bei Anlagen zum Schutz von Baugebieten gegen schädliche 
Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundesimmissionsschutz-
gesetzes werden Art, Umfang, Merkmale der endgültigen 
Herstellung sowie die Verteilung des beitragsfähigen Erschlie-
ßungsaufwandes durch Satzung im Einzelfall abweichend oder 
ergänzend geregelt.

§ 10  
Vorausleistungen
Für Grundstücke, für die eine Beitragspflicht noch nicht oder 
nicht in vollem Umfang entstanden ist, können Vorausleistun-
gen bis zur Höhe des voraussichtlichen Erschließungsbeitrages 
erhoben werden.

§ 11  
Ablösung des Erschließungsbeitrages
(1) Der Erschließungsbeitrag kann abgelöst werden. Der Ablö-
sebetrag richtet sich nach der voraussichtlichen Höhe des Er-
schließungsbeitrages. Die Art der Ermittlung und Verteilung des 
zu berücksichtigenden Erschließungsaufwandes erfolgt nach 
Maßgabe dieser Satzung.
(2) Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht.

§ 12  
Inkrafttreten
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntma-
chung in Kraft.
Baruth/Mark, den 23.08.2012

llk
Bürgermeister

Sonstige Amtliche Bekanntmachungen

Bekanntmachung Tierseuchenallgemein-
verfügung entsprechend § 11 Abs. 1  
Bienenseuchen-Verordnung
Nachdem bei Vorbeugeuntersuchungen zur Amerikanischen Faul-
brut der Bienen im Land Brandenburg in einem Bienenbestand in 
Jüterbog die Amerikanische Faulbrut am 14. August 2012 amtlich 
festgestellt wurde, wird auf Grund von § 10 Abs.1 der Bienenseu-
chen-Verordnung die Stadt Jüterbog mit den Ortsteilen Neuheim, 
Grüna, Kloster Zinna zum Sperrbezirk erklärt.
Für den Sperrbezirk gilt Folgendes:
Entsprechend § 11 Abs. 1 der Bienenseuchen-Verordnung sind 
alle Bienenvölker und Bienenstände im Sperrbezirk unverzüg-
lich auf Amerikanische Faulbrut amtstierärztlich untersuchen zu 
lassen. Alle Besitzer von Bienenvölkern und Bienenständen in 
dem o. g. Gebiet, die bisher nicht registriert sind, werden hier-
mit aufgefordert, sich im Veterinär- und Lebensmittelüberwa-
chungsamt, Am Nuthefließ 2, 14943 Luckenwalde, Tel.: (0 33 71)  
6 08 22 01 oder 22 15 zu melden.
Bewegliche Bienenstände dürfen von ihrem Standort nicht ent-
fernt werden.
Bienenvölker, lebende oder tote Bienen, Waben, Wabenteile, 
Wabenabfälle, Wachs, Honig, Futtervorräte, Bienenwohnungen 
und benutzte Gerätschaften dürfen nicht aus den Bienenstän-
den entfernt werden. Bienenvölker oder Bienen dürfen nicht in 
den Sperrbezirk verbracht werden.
Diese Vorschrift findet nach § 11 Abs. 2 der Bienenseuchen-Ver-
ordnung keine Anwendung auf Honig, der nicht zur Verfütterung 
an Bienen bestimmt ist und auf Wachs, Waben, Wabenteile, Wa-
benabfälle, wenn sie an wachsverarbeitende Betriebe, die über die 
erforderliche Einrichtung zur Entseuchung des Wachses verfügen, 
unter der Kennzeichnung „Seuchenwachs“ abgegeben werden.
Es wird gemäß § 80 Abs.2 Nr. 4 der Verwaltungs-Gerichtsord-
nung (VwGO) und des § 80 des Tierseuchengesetzes die soforti-
ge Vollziehung der Tierseuchenallgemeinverfügung angeordnet.
Zuwiderhandlungen stellen gemäß § 26 Abs. 2 Nr. 11 und 13 der 
Bienenseuchen-Verordnung eine Ordnungswidrigkeit dar und 
können gemäß § 76 Abs. 2 Nr. 1 und 2 und des § 76 Abs. 3 des 
Tierseuchengesetzes mit einer Geldbuße bis zu fünfundzwan-
zigtausend Euro geahndet werden.
Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist 
schriftlich oder zur Niederschrift beim Landrat, Am Nuthefließ 2, 
14943 Luckenwalde einzulegen.
Der Widerspruch hat nach § 80 Abs. Nr. 4 VwGO i. V. m. § 80 
Tierseuchengesetz keine aufschiebende Wirkung.
Im Auftrag
Dr. Neuling
Amtstierärztin

Ilk
Bürgermeister 

Bekanntmachungsanordnung
Die vorstehende Satzung über die Erhebung von Erschließungs-
beiträgen der Stadt Baruth/Mark (Erschließungsbeitragssatzung 
- EBS -) vom 23.08.2012 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.
Sofern diese Satzung unter Verletzung von landesrechtlichen 
Verfahrens- und Formvorschriften zustande gekommen ist, so ist 

diese Verletzung unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich innerhalb 
eines Jahres seit der Veröffentlichung der Satzung gegenüber der 
Stadt Baruth/Mark unter Bezeichnung der verletzten Vorschrift 
und der Tatsache, die den Mangel ergibt, geltend gemacht wor-
den ist. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die Genehmi-
gung der Satzung verletzt worden sind. Sollten landesrechtliche 
Verfahrens- oder Formvorschriften über die öffentliche Bekannt-
machung der Satzung verletzt worden sein, so gilt die Jahres-
frist nur dann, wenn die Möglichkeit bestand, sich aufgrund der 
tatsächlich bewirkten Bekanntmachung in zumutbarer Weise ver-
lässlich Kenntnis vom Satzungsinhalt zu verschaffen.
Baruth/Mark, den 23.08.2012


